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Initiative Schlosspark

     Stellungnahme zur erneuten Aufstellung und Auslegung
        	        des Bebauungsplans 964 Schloßstraße im April 2023



Der nun vorliegende, überarbeitete Entwurf eines Bebauungsplans für die Schloßstraße gibt Anlass zu folgenden Anmerkungen seitens der Initiative Schlosspark, wobei bisheriger historischer Vortrag aus dem Verfahren aufrecht erhalten bleibt und als Dateianhang dieser Stellungnahme als deren Bestandteil beigefügt ist.

Im Einzelnen:


1. Handlungskonzept Wohnen

Der sich erheblich verzögernde Baubeginn, der nach nun vorliegenden Informationen zwischen 2024 und 2028 liegen soll, macht den Bezug des Bauprojektes zu dessen wohnungspolitischen Grundlagen, die derzeit überprüft werden, sichtbar:

a) Die vorliegende Begründung für das Bebauungsplankonzept sowie das vorgelegte Umweltgutachten betonen wiederholt, dass die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 964  dem Wohnbauflächenprogramm im Kontext des Handlungskonzepts Wohnen entspreche  und die Mobilisierung von ungenutzten oder absehbar brachfallenden Grundstücken im Siedlungsbereich Bestandteil des Handlungskonzeptes Wohnen sei. Der voraussichtliche Baubeginn liege entgegen den bisherigen Planungen jedoch nunmehr erst zwischen 2024 und 2028.

Zurzeit sind erhöhte Planungsaktivitäten der Bochumer Bauverwaltung zum 
Wohnungsneubau feststellbar:

„Wilhelm-Leithe-Weg Süd“ 
„Holbeinstraße/Kaulbachstraße“
„Wohnen am Hillerberg“ 
„Hüttenstraße/An der Landwehr-West“ und „-Ost“ 
„Dietrich-Benking-Straße“ 
„Steinhausstraße/Günnigfelder
„Hinter der Kiste“

b) Auch diese Planungen stützen sich ausdrücklich auf den durch das Handlungskonzept Wohnen erteilten Auftrag zum Wohnungsneubau in Bochum. 

Dieses Konzept wurde im November 2017 durch den Rat der Stadt Bochum beschlossen. Im damaligen Prozess zur Aufstellung wurden auf Basis von Prognosen der Bevölkerungsentwicklung und des Wohnraumbedarfs Zielzahlen für den Wohnungsbau definiert: die Schaffung von 800 neuen Wohnungen jährlich, davon 200 im geförderten Wohnungsbau. Ergänzend wurde ein Handlungsprogramm mit verschiedenen begleitenden Maßnahmen erarbeitet. Gemäß Wohnbauflächenprogramm ist Neubau überwiegend auf freien, bisher unversiegelten Flächen, weniger jedoch auf vorgenutzten Flächen vorgesehen.

Um auf veränderte Rahmenbedingungen reagieren zu können, sind die für das
Themenfeld Wohnen definierten Ziele und Maßnahmen planmäßig alle fünf Jahre einer Überprüfung zu unterziehen, gegebenenfalls zu modifizieren und das
Handlungskonzept Wohnen entsprechend fortzuschreiben. 
Der Prozess zur Evaluation und Fortschreibung ist auf eine Dauer von zwölf Monaten im Bausteinprinzip angelegt und wurde im Herbst 2022 gestartet. Dabei erfolgt eine
Evaluation der zwischenzeitlich umgesetzten bzw. initiierten Maßnahmen des
Handlungskonzeptes Wohnen. 

Weitere Grundlagen bilden die Erstellung von Szenarien der Bevölkerungsentwicklung, ergänzt durch eine Haushalte- und Wohnraumbedarfsprognose. An die Prüfung der Ziele und Leitlinien schließt sich die Aufstellung des Handlungsprogramms mit (modifizierten) Maßnahmen und Instrumenten an. Nach dem heutigen Stand soll ein aktualisiertes Konzept im 4. Quartal 2023 durch die zuständigen Gremien verabschiedet werden.

c) Durch verschiedene Äußerungen seitens Politik und Verwaltung ist zwischenzeitlich der Eindruck in der Öffentlichkeit entstanden, die schon begonnenen Bebauungsplanprojekte würden im Rahmen der Evaluierung jedenfalls dergestalt nicht berücksichtigt, als diese bzgl. des Aspektes Vermeidung eines Grünflächenverbrauches nicht mehr mit zu bewerten seien und damit zu einer bloßen „abgeschlossenen historischen Ausgangsbasis“ zählten: damit würden z. B. die Forderungen/Auflagen zur Vermeidung von Freiflächenverbrauch faktisch nur zukünftige Projekte treffen. 

Tatsache ist demgegenüber aber auch, dass - verursacht durch die derzeitige politische
Situation in der Ukraine (deren Ende derzeit nicht absehbar ist) - Vonovia, LEG genau wie die VBW und der Gemeinnützige Wohnungsverein Bochum bereits angekündigt haben, wegen steigender Baukosten, hoher Zinsen und unsicherer Förderbedingungen in diesem Jahr Neubau-Projekte nicht mehr bzw. nur zeitlich verzögert in den Folgejahren starten zu wollen. Dabei soll, wie schon ausgeführt, auch das vorliegende Bauprojekt Schlosspark im Zeitraum 2024 – 2028 (Baubeginn) umgesetzt werden.

d) Zurzeit finden überdies die Verfahren zum „Klimaplan Bochum 2035“ sowie zur „Global Nachhaltige Kommune in NRW“ statt. Die Bekanntgabe der Ergebnisse war für März 2023 angekündigt, die Beschlussfassung im Rat sollte nach bisheriger Planung vor der Sommerpause erfolgen. In der Öffentlichkeit hieß es zwischenzeitlich allerdings, Ergebnisse würden in diesen Verfahren erst im Herbst 2023 vorliegen. 

e) Da heute schon ersichtlich ist, dass das in Bezug genommene Handlungskonzept Wohnen aktuell bis zum Herbstende in der Überprüfungsphase steht, sollte - bei einem geplanten Baubeginn zwischen 2024 und 2028 – das vorliegende Verfahren unter Beachtung mehrerer paralleler Bauprojekte in der Stadt nicht weiterbetrieben werden, so dass die Untersuchungsergebnisse noch in die derzeitigen Planungen des vorliegenden Projektes einfließen können. 

Ein solches Vorgehen steht angesichts des stark verzögerten Baubeginns nicht im Widerspruch zur aktuellen Investitionspolitik und zur gestiegenen Zins-/Kostensituation potentieller Erwerber. 

Es stellt zudem sicher, dass angesichts der potentiellen Verschiebungen der o. g. Projektum- setzungen und der damit einhergehenden zeitlichen Überschneidungen mit zukünftigen Projekten einheitliche Bewertungsmaßstäbe innerhalb eines Zeitraumes greifen: hierdurch kann z. B. vermieden werden, dass bei parallel verlaufenden Bebauungsplanprojekten entgegen den politischen „Empfehlungen für einen nachhaltigen Wohnungs- und Städtebau“ und unzulässig differenziert nach „neuem und altem Recht“ vorgegangen wird (= noch zulässiger Verbrauch von Grünflächen vs. Beschränkung/Fokussierung auf Bestandsflächen).

Um das an einem Beispiel deutlich zu machen: läge das unmittelbar angrenzende AHAG-Gelände als Grünfläche brach, so wäre diese in 2026 nach „neuem Recht“ zu überplanen, während im selben Jahr innerhalb des Bereiches des Bebauungsplans 964 „Altrecht“ zur Anwendung gelangte.

Werden die Bebauungsplanverfahren vor Inkrafttreten eines an die Verhältnisse des Bochumer Wohnungsmarkts angepassten Handlungskonzepts jedoch weiter betrieben, besteht mithin die Gefahr, dass klimatisch und ökologisch wertvolle Flächen ohne Not und endgültig verloren gehen. 

Ein Abwarten dagegen stellt zudem sicher, dass Ergebnisse der Prozesse zur Erstellung eines Klimaplans und einer Nachhaltigkeitsstrategie berücksichtigt werden können: in beiden Prozessen sind Ziele formuliert und Maßnahmen vorgeschlagen worden, die Auswirkungen auf zukünftige Bebauungsplanverfahren haben werden und deshalb in diese zu integrieren sind – hierfür steht nun ausreichend Zeit zur Verfügung!

f) Abschließend soll auch an dieser Stelle daran erinnert werden, dass nach den in der Bundespressekonferenz am 20.02.2023 vorgestellten „Empfehlungen für einen nachhaltigen Wohnungs- und Städtebau“ des UBA der bundesweite Neubedarf an Wohnraum in erster Linie im Bestand befriedigt werden soll:

Bundesumweltministerin Steffi Lemke, die den Bericht entgegennahm, betonte in diesem Zusammenhang: „Angesichts des enormen Ressourcenbedarfs im Bauwesen müssen wir Wohnraumschaffung, Ressourcenschonung und Klimaanpassung zusammendenken. Wenn neuer Wohnraum in erster Linie in Innenstädten und auf Siedlungsbrachen entsteht und Bestandsgebäude saniert und umgebaut werden, spart dies Energie, Abfälle und Treibhausgase und senkt den Flächenverbrauch.“

Dortmund und Recklinghausen beispielsweise haben aktuell gezeigt, dass es durchaus möglich ist, im Innenstadtbereich auch aus leerstehendem ehemaligem Kaufhausbestand in erheblichem Umfang Wohnraum zu schaffen.

Stattdessen wird in Bochum mit der ausdrücklichen Zielsetzung, sich einen möglicherweise abspringenden Projektentwickler gewogen zu halten, „Baurecht auf Abruf“ geschaffen, auf dessen Erteilung Rechtsansprüche indes nicht bestehen. Das ist der leichtere, aber nicht der sinnvollere Weg.


2. Sich verzögernder Baubeginn – Aussagekraft von Gutachten 

Die Problematik zur Zeit erheblich verzögerter Baubeginne und die damit verbundene Strategie der Schaffung von Baurecht auf Vorrat wirft im Rahmen eines Projektbebauungsplans zwangsläufig die Frage der Sinnhaftigkeit, Erheblichkeit und schließlich der Rechtmäßigkeit der Verwendung von Gutachten auf, deren Erhebungsdaten und Bewertungen im Zeitpunkt ihrer Erstellung schon unzureichend und im Zeitpunkt des Baubeginns möglicherweise schon veraltet sind. 

Veraltet deshalb, weil sie aus jetziger Sicht keine verlässlichen Prognoseaussagen beinhalten: weder hinsichtlich der Klimaentwicklung, des Tier- und Pflanzenbestandes noch hinsichtlich des Verkehrs, der Einwohnerentwicklung und des damit einhergehenden Wohnraumbedarfs im Zeitpunkt des Baubeginns.

Etwaige Auflagen im Zusammenhang mit der späteren Erteilung der Einzel-Baugenehmigungen vermögen umfassendere gutachtliche Aussagen - wie im Bebauungsplanverfahren vorgesehen - nicht zu ersetzen bzw. zu ergänzen. 

Auch hier zeigt sich, warum „Baurecht auf Abruf“ zu Recht juristisch nicht anerkannt ist. 
 

3. Zahl der geplanten Wohneinheiten

Zum Erstaunen der Öffentlichkeit ist im Rahmen der Überarbeitung der Planung die Zahl der vorgesehenen Wohneinheiten von 272 auf nunmehr rd. 310 gestiegen. Gründe hierfür werden nicht genannt, angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen muß hier allerdings nicht lange spekuliert werden. 

Die Anpassung der Planzahl verwundert umso mehr, als doch das Wohnbauflächenprogramm seit 2017 existiert und deshalb schon Eingang in die ursprünglichen Planungen aus 2020 gefunden haben müßte?

Die Erhöhung der Planzahlen erfolgt zudem klar entgegen den Empfehlungen der Politik, die 2020 ausdrücklich eine Reduzierung auf 220 Wohneinheiten gefordert hatte:
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Angesichts der Verweigerung von Auskünften zu den Gründen der Plananpassung, des nun durch den verzögerten Baubeginn ausgeschlossenen kurzfristigen Beitrags zur Entspannung des Wohnungsmarktes, fehlender belastbarer Zahlen für eine sich (verändernde) Bevölkerungsentwicklung und schließlich im Ergebnis nicht brauchbarer Aussagen zu den Auswirkungen auf den Verkehr (s. u.), erscheint die Erhöhung der Planzahl zum jetzigen Zeitpunkt unverständlich bzw. als willkürlich.

Diese führt u. E. zu einer weiteren Begünstigung des Investors, auf die gleichfalls ein Anspruch nicht besteht. Hierzu passen historische wie auch aktuelle Aussagen lokaler Politiker mehrerer Parteien, wonach bei der Bebauung weniger die Förderung des Wohnungsbaus im Focus stehe, sondern vielmehr das Museum Unter Tage (Stiftung Situation Kunst) finanziell unterstützt werden solle. Die unselige Historie des vorliegenden Bebauungsplanprojektes, zu der wir schon wiederholt vorgetragen hatten, bestätigt dies.


4. Nochmals: RFNP

Hierzu wurde schon umfangreich vorgetragen. Angesichts der Versuche, auch weiterhin eine Vereinbarkeit der geplanten Bebauung in der nun vorliegenden Begründung zum Bebauungsplan zu konstruieren, sei insoweit aber nochmals zur Sache vorgetragen:  

Die Teilfläche westlich der Schloßstraße liegt hinsichtlich des zeichnerischen Teils des RFNP darstellerisch unstreitig außerhalb eines „Allgemeinen Siedlungsbereichs“. Das sagt auch die Begründung zum Bebauungsplan selbst unmissverständlich: „Der nordwestliche Teil (Anm.: „des RFNP“) ist als Allgemeiner Freiraum und Agrarbereich sowie als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ dargestellt.“

Zur Begründung für die dort trotzdem vorgesehene Bebauung wird angeführt, dass „die Entwicklung dringend benötigter Wohnbauflächen im Plangebiet unter Beachtung des weitestgehenden Erhalts des prägenden Baumbestandes und des landschaftsräumlich geprägten Umgebungsbereichs für angemessen erachtet“ werde und zudem die Zeichnung nicht „parzellenscharf“ sei. 

Aufgrund der bereits bestehenden baulichen Anlagen des Friedhofs, deren Nutzung aufgegeben werde, sei eine wohnbauliche Folgenutzung auf dieser Fläche vertretbar, ohne die freiraumplanerischen Aspekte zu beeinträchtigen. Der Bebauungsplan mit den geplanten Inhalten sei insoweit im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB „als aus dem Regionalen Flächennutzungsplan entwickelt anzusehen“. 

Auf eine „parzellenscharfe“ Darstellung kommt es indes nicht an, wenn der Plan zeichnerisch klar ergibt, dass ein signifikanter Teil der Bebauungsplanfläche nicht für Wohnflächen zur Verfügung steht.  „Vertretbarkeit“ ist ebenfalls kein rechtlicher Entscheidungsmaßstab, sofern, wie hier der Fall, die Bebauung klar gegen den zeichnerischen Teil des RFNP verstößt. Der Bebauungsplan ist in diesem Sinne also auch nicht „aus dem RFNP entwickelt“.

Bezüglich des textlichen Teils des RFNP spricht die Begründung zum Bebauungsplanentwurf schließlich selbst von einer nur teilweisen Umsetzung der diesbezüglichen Anforderungen des RFNP. Dies betrifft eine Anforderung „für die Energieversorgung aus erneuerbaren Energien sollen geeignete Flächen zur Verfügung gestellt werden“.

Es ist also entweder der RFNP oder die Planung anzupassen! 

Nur der Vollständigkeit halber noch darauf hingewiesen, dass auch der Masterplan Freiraum nach wie vor – folgerichtig – den Großteil der in Rede stehenden Freiflächen als kommunale Grünverbindung darstellt (dunkelgrüne Balken):
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5. Grundflächenzahl

Der Orientierungswert von 0,4 gem. § 17 BauNVO wird in den jeweiligen Wohnquartieren tw. um mehr als das doppelte überschritten, wobei die Grundflächenzahl 1,0 für die komplette Überbauung einer Grundstücksfläche steht. 
Gem. § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in Satz 1 bezeichneten Anlagen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8; weitere Überschreitungen in geringfügigem Ausmaß können zugelassen werden. 
Gem. S. 3 der Vorschrift können im Bebauungsplan von S. 2 abweichende Bestimmungen getroffen werden. Satz 3 selbst nennt nicht die Voraussetzungen für die abweichenden Bestimmungen, anerkannt ist jedoch, dass eine solche Festsetzung nur dann in Betracht zu ziehen ist, wenn die Überschreitungsmöglichkeiten nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO nicht ausreichen. Die nachteiligen Auswirkungen einschließlich ihres Ausgleichs sind abzuwägen und erfordern eine besondere städtebauliche Begründung, insbesondere ist hierfür auf die Versiegelungsproblematik einzugehen.
Dies dürfte inhaltlich ohne Berücksichtigung der Ergebnisse der Überprüfung des Handlungskonzeptes Wohnen indes kaum gelingen. Zudem fehlt es an jeder Begründung, warum die Überschreitung der Orientierungswerte notwendig ist! Im Hinblick auf die vorgesehene Überschreitung der Grundflächenzahl heißt es in der Begründung zum Bebauungsplan bislang nur: 
„Sowohl im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 2 BauGB
 als auch dem städtebaulichen Leitbild einer urbanen Stadtstruktur folgend, wird eine 
höhere Grundstücksausnutzung im Bebauungsplan festgesetzt. Ziel ist die Schaffung von Wohnraum im Geschosswohnungsbau in einer kompakten Blockrandstruktur bzw. Straßenrandbebauung.“

Folgte man den weiter in der Begründung aufgeführten lapidaren „Worthülsen“, so ließe sich letztlich in jedem Bebauungsplan eine solche Überschreitung der Orientierungswerte „rechtfertigen“ und die gesetzliche Vorschrift liefe in Leere: die genannten „Gründe“ reichen jedenfalls als Rechtfertigung für ein solch starkes Abweichen von den gesetzlichen Orientierungswerten keinesfalls aus! 


6. Gebäudekörper

Die geplante Geschosszahl der Gebäude wurde nicht angepasst: weiterhin sind insbesondere zwei fünfgeschossige „Torhäuser“ vorgesehen. Zur Geschosshöhe – bei den bis zu viergeschossigen Gebäuden - hinzuzurechnen sind die Photovoltaikanlagen, deren Höhe im Falle einer Installation drei Meter betragen darf! 

Die politisch geforderte Dachbegrünung ist nun vorgesehen, darf jedoch jederzeit und wird angesichts der Energiedebatte auch durch Photovoltaikanlagen definitiv ersetzt werden! 

Die Problematik einer möglichen Verschattung der Schloßstr./der dort liegenden Grundstücke und Gebäude wird weiterhin nicht konkret betrachtet.

Stattdessen werden Geschosszahl und Bauhöhe mit dem Hinweis verteidigt, seit Kriegsende werde ich Bochum stadtübergreifend doch 4-geschossig gebaut und deshalb passe diese Bebauungsform – leider entgegen der vorhandenen Bestandsbebauung – auch zur Schloßstr. (Zitat Stadtbaurat Dr. Bradtke in der Märzsitzung des Planungsausschusses).

Der nun offenbar vorgesehene „Stilwechsel“ weg von Urbanem Quartier mit Berliner Anmutung hin zur deutschlandweit eingesetzten Kastenbauweise vermag die Massivität des baulichen Eingriffs in das Umfeld, zu dem schon vorgetragen wurde, nicht zu entschärfen. Die Gebäudekörper werden weiterhin als erdrückende Fremdkörper wahrzunehmen sein, die mit Weitmar und dessen Restbeständen an Grün- und Waldflächen in keiner Verbindung stehen – wir hatten für bessere Lösungen Beispiele benannt.


7. Verkehr
a) Die Verkehrssituation in Weitmar entlang der Hattinger Str., insbesondere aber diejenige innerhalb der zukünftigen Schloßstr. ist neben den Auswirkungen auf die Umwelt das zentrale Thema der Auswirkungen einer Bebauung. 
Dieses Problem wird verschärft durch die Erhöhung der Zahl der Wohneinheiten und die Planung dezentraler Garagen und Stellplätze: 295 bzw. 85 Plätze über das gesamte Bebauungsgebiet verteilt.
Zum Thema liegen Untersuchungen vor: Abvi: Bebauungsplan Nr. 964 – Schloßstraße - der Stadt Bochum - Verkehrsuntersuchung, 14.12.2022 16. Abvi: Bebauungsplan Nr. 964 – Schloßstraße - der Stadt Bochum - Mobilitätskonzept, 14.12.2022 (Ambrosius Blanke, 2022). 

Die Kernaussagen sind folgende:
· Bei Annahme von 310 Wohneinheiten und einer Kindertagesstätte mit Platz für 100 Kinder ergibt sich als Tagesgesamtbelastung jeweils im Zielverkehr und im Quellverkehr ein vorhaben-bezogenes Kfz-Aufkommen von 1.015 Kfz/Tag, aufgeteilt nach Nutzergruppen: 733 Kfz/Tag Wohnen Bewohnerverkehr 49 Kfz/Tag Wohnen Besucherverkehr 93 Kfz/Tag Wohnen Wirtschaftsverkehr 12 Kfz/Tag Kita Beschäftigtenverkehr 128 Kfz/Tag Kita Hol- und Bringverkehr.“ 
· „Zur Beschreibung der bestehenden Verkehrssituation (Analyse-Verkehrsbelastung) wurde u. a. am Knotenpunkt Hattinger Straße / Schloßstraße am Dienstag, den 26. November 2019 in den Zeiträumen zwischen 7.00 und 9.00 Uhr am Morgen und in den Zeiträumen zwischen 6.00 und 10.00 Uhr am Morgen und zwischen 15.00 und 19.00 Uhr am Nachmittag Verkehrszählungen durchgeführt.
· In der nördlichen Zufahrt Schloßstraße sind durch die Zusatzverkehre des geplanten Vorhabens sowohl in der Morgenspitze als auch in der Nachmittagsspitze deutliche Verkehrszunahmen und somit spürbare Zunahmen der mittleren Wartezeit zu erwarten. In der Morgenspitze erhöht sich die mittlere Wartezeit von 29 sec/Fz (Stufe B) auf ca. 41 sec/Fz (Stufe C) und in der Nachmittagsspitze von ca. 31 sec/Fz (Stufe B) auf ca. 36 sec/Fz (Stufe C).
· Durch das planbedingte Zusatzverkehrsaufkommen erhöht sich das Verkehrsaufkommen am Knotenpunkt Hattinger Straße / Schloßstraße in der Morgenspitze um 16,5 % und In der Nachmittagsspitze um 11,4 %.
· Das prognostizierte Verkehrsaufkommen kann an allen betrachteten Knotenpunkten jederzeit leistungsfähig abgewickelt werden. Das Vorhaben kann sicher und in einer angemessenen Weise an das Straßennetz angebunden werden. Es sind keine besonderen Beeinträchtigungen der Anwohner oder der anderen Verkehrsteilnehmer durch den motorisierten Zusatzverkehr zu erwarten.

b) Obwohl zwischenzeitlich sowohl von Bezirksvertretung als auch seitens des Planungsausschusses eine Überarbeitung und Aktualisierung des Verkehrsgutachtens für den Bereich der Schloßstr. unter Berücksichtigung der Auswirkungen der Feuerwache gefordert wurde, sei an dieser Stelle noch einmal auf die Unbrauchbarkeit der bisherigen Aussagen des Gutachtens hingewiesen – nachfolgende Aspekte sind im neuen Gutachten zu berücksichtigen und zu bewerten:

Die Aussagen des zwischen 2019 und 2021 – zu Corona-Zeiten – erstellten Gutachtens sind bislang primär auf die Hattinger Str. und die dort vom Zusatzverkehr hervorgerufenen Auswirkungen fokussiert. Vorliegend geht es insbesondere aber um

· das zukünftige Funktionieren des Verkehrs an der Kreuzung Schloßstraße
(eng und komplex aufgebaut, Verkehr in und aus vier Richtungen, 4 Zebrastreifen,
4   Ampeln, 2 Bushaltestellen, 2 Straßenbahnhaltestellen, Feuerwache, Parkplätze EDEKA, Restaurant, und Café, Tankstelle)

· die Berücksichtigung folgender Verkehrssituationen: Berufsverkehr, ÖPNV-Stopps, Fußgänger- und Fahrradverkehr, bevorrechtigte Straßenbahnquerungen, Einsatz Rettungswagen, Feuerwehreinsatz etc. sowie

· das Funktionieren des Verkehrs innerhalb der Schloßstraße (Vermeidung/Auflösung von Behinderungen des Verkehrsflusses (LKW, Busse/Be- und Entladevorgänge/ Staus/Parkplatzsuche/ Ein-/Ausparken). 
Hierzu die folgenden Anmerkungen: 
· Es kommt nicht nur darauf an, in welchem Umfange sich der innerstädtische Gesamtverkehr an der Kreuzung erhöht, sondern - auch - darauf, was damit einhergehend innerhalb der Schloßstr. verkehrsseitig passiert!
· Das unmittelbar an der Kreuzung gelegen Grundstück „Fritz“ konnte nicht erworben werden (weiterhin fehlende Verkehrsflächen für eine sichere und zügige Ein- und Ausfahrt)
· Unklar ist die Berücksichtigung des Besucherverkehrs von Schlosspark, Museum und Café Schlosspark sowie Friedhof. Dies gilt entsprechend für den Verkehr zu und von aktuellen Bewohnern der Schloßstr., der Fa Klodt, Restaurant und Café an der Kreuzung Hattinger Str. sowie der Fa. EDEKA. 
· Weiterhin fehlt eine zweite Ausfahrt (geprüft, angeblich nicht umsetzbar)
· Die Auswirkungen der neuen Feuerwache sind einzubeziehen
· Hanglage der Schloßstr.: Auswirkungen insbesondere bei der Ausfahrt des Verkehrs an der Ampel (Radfahrer, Pkw, Lkw)
· Vorrausschauend sind weitere absehbare Wohnungsbauprojekte an der Kreuzung als Szenario zu erfassen – Stichwort „EDEKA“?
· Aktuell unberücksichtigt sind die Verkehrsauswirkungen in den Zeiten von 09.00 – 15.00 Uhr sowie insbesondere nachts und an Sonn- wie auch an Feiertagen! 
· Die derzeitige Planung sieht keine Wendemöglichkeiten für große Fahrzeuge vor
· Fehlender Parkraum für die Zweitwagen der neuen Bewohner – Auswirkungen?
Es ist dabei für alle mit der Örtlichkeit vertrauten Anwohner und Besucher der Schloßstraße unbegreiflich, dass diese Aspekte angesichts der auf der Hand liegenden Komplexität der Verkehrssituation bislang einfach „abgetan“ wurden und erst zum jetzigen Zeitpunkt auf Druck der Öffentlichkeit und dann endlich auch der Politik ein neues Gutachten gefertigt werden soll, was nun endlich auch mögliche Einflüsse auf den Verkehr durch die neu errichtete Feuerwache erfassen soll.

Kurze Anmerkung hierzu: es wurde dabei unsererseits schon im Hinblick auf den Bebauungsplan 1013 Feuerwache Weitmar darauf hingewiesen, dass - entgegen einer gemeinsamen Betrachtung - eine kleinteilige Beurteilung benachbarter, parallel in Erarbeitung befindlicher Bebauungspläne sachlich und damit auch rechtlich unzulässig sein kann. 

Dies beweist sich nun auch in praktischer Hinsicht, nachdem endlich begriffen wurde, dass zwischen neuer Feuerwache und Kreuzung Hattinger Str./Schloßstr. in verkehrlicher Hinsicht offenbar doch Zusammenhänge bestehen, denen man schon seinerzeit hätte nachgehen können. So tief war die Einsicht entgegen unserer Hinweise im Rahmen des Bebauungsplans 1013 Feuerwache leider noch nicht.

Man kann es nicht oft genug wiederholen: die Schloßstraße ist als Experimentierfeld für verkehrsplanerische Versuche absolut ungeeignet! 

c) Dies gilt auch für die Baustellenphase, für die ein Konzept überhaupt noch nicht vorliegt. (Stichwort: led. eine Zufahrt, Lärm, Abgase, Naturschutz). Es bleibt unerfindlich, wie der Baustellenverkehr über die einzige Zu- und Ausfahrt Richtung Hattinger Str. abgewickelt werden soll.

Einen kleinen Vorgeschmack auf das, was in der Schloßstr. zukünftig verkehrsseitig zu erwarten sein wird, liefert schon einmal das folgende Foto aus Anfang April (Baustellenfahrzeuge):
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	Schloßstr. 14.02.2023 (Projekt Wasserleitung)
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	Schloßstr. März 2023 (Projekt Wasserleitung)


8. Immissionen
Wie die Ausführungen zu den Verkehrsauswirkungen, betreffen die Feststellungen zum Immissions- und insbesondere zum Lärmschutz die Auswirkungen an und von der Hattinger Str. ausgehend. 
Die Ausführungen zum Lärmschutz innerhalb des Bebauungsplangebietes und insbesondere die unmittelbar angrenzende Bestandsbebauung wirken dagegen eher sparsam: 
Hierzu heißt es u. a. auf S. 6 in der Begründung zum Bebauungsplan

„Die sich aus der Verkehrslärmbelastung im Plangebiet ergebenden Pegelwerte erfordern hingegen Schutzmaßnahmen. Bei freier Schallausbreitung werden die Orientierungswerte der DIN 18005 in weiten Teilen des Plangebiets überschritten. Zur Gewährleistung gesunder Wohnverhältnisse erfolgt daher die Festsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan.“ 

Welche Lärmpegel sind - differenziert nach PKW-, LKW-, Motorrad und Geschwindigkeiten - an welchem Ort konkret in folgenden Fahrsituationen 

· beim Durchqueren des Bebauungsgebietes (Geschwindigkeitsabhängig)
· talabwärts und -aufwärts bzw. beim Anfahren
· beim Einparken/Ausparken vor Häusern/in den Tiefgaragen 
· bei hintereinander durchfahrendem Verkehr
· bei entgegenkommendem Verkehr 
· beim Ein- und insb. Ausfahren in die/aus der Tiefgarage (Gitter, Schranke, Rampe)

zu erwarten? Was bedeutet dies für den Lärmschutz tagsüber und nachts (z. B. für straßenzugewandte Schlafräume) in der unmittelbar angrenzenden Bestandsbebauung konkret?
Diese Fallgestaltungen sind schließlich auch abgasseitig relevant und deshalb auch insoweit entspr. darzustellen und zu bewerten. Hierzu fehlen bislang jegliche gutachtliche Feststellungen.
Es wird an dieser Stelle darum gebeten, die vorstehenden Anmerkungen auch den Gutachtern zur Verfügung zu stellen. Die Initiative Schlosspark benennt für diese auch gern ortskundige Ansprechpartner.
Bislang inhaltlich wenig beleuchtet ist schließlich aus unserer Sicht die geplante Errichtung einer KiTa mit 100 Plätzen: dies sowohl hinsichtlich der Bedarfsermittlung (gem. § 4 KiBiz NW) wie auch immissionsseitig (Lärm) vor Ort.
Die gebäudeseitige Ausrichtung der KiTa führt dazu, dass durch deren Betrieb - wie bei der vorgesehenen Verkehrsplanung auch - primär und damit rechtlich problematisch Bestandsgebäude an der Schloßstr. bzw. an der unmittelbaren Grenze zum Bebauungsplan betroffen sein werden. Eine Verlagerung der KiTa westlich der Schloßstr. könnte hier Abhilfe schaffen und (auch verkehrliche) Belastungen mildern.
9. Umwelt/Natur
Hierzu folgende kurze Anmerkungen:
a) Erholungswert 

Die BEGRÜNDUNG gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch führt aus „Einen besonderen Erholungswert für Menschen weisen die bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen nicht auf…?

Dies ist Unfug:  der stark in Anspruch genommene Erholungswert liegt in Kombination mit dem Friedhof darin, dass um das Feld herum Ruhe für einen Spaziergang gefunden werden kann, der zu Teilen im Schlosspark nicht mehr zu finden ist und dort infolge seiner schon heute bestehenden Überbeanspruchung auch nicht mehr zu finden sein wird!

b) Kompensationsmaßnahmen

Zur besonderen Schutzwürdigkeit von Allee und Friedhofsvorplatz ist unsererseits umfangreich vorgetragen worden. Es muss für die Schloßstr. gelten:
 
· keine Umbuchungen von Öko-Punkten wie bei der neuen Feuerwache 
· Ersatzpflanzungen ausschließlich im Baugebiet 
· wenn möglich, dann prioritär: Umpflanzungen (Baumbestand am Eingangsbereich Friedhof)
· konkrete Vorgabe von Ersatzpflanzungen bzgl. Art, Ort und Größe 
· nachfolgendes, mindestens zweimaliges und für pol. Gremien nachvollziehbares Controlling und Reporting zum Erfolg der Ersatzpflanzungen verbunden mit einem Nachpflanzgebot. 

c) Bodenschutz

Hier gilt es festzuhalten, dass jedenfalls die Kühlleistungsfunktion der zu bebauenden Flächen massiv eingeschränkt wird und der Fokus der beschriebenen Schutzmaßnahmen eher auf der der Wassersammlung und anschließenden Wasserspeicherung liegt.

d) Windaustausch

Die vorgesehene Bebauung schafft bzgl. des Windaustausches weitere ungünstige Riegelstrukturen. Die (nächtliche) Kaltluftproduktion wird ebenfalls eingeschränkt.

Es sei einmal bzgl. der praktischen Verwertbarkeit der vorgelegten Unterlagen aus der Begründung zur Beschlußvorlage für den Planungsausschuss zitiert (s. dort S. 8, Hervorhebungen durch die Verfasser):

„… Umgekehrt kann der übergeordnete Kaltluftstrom nördlich der Planfläche im Einschnitt des Springorum-Radwegs bei idealen Bedingungen bis in das Wohngebiet vordringen und zumindest die nächtliche Überwärmung reduzieren. Der Kühleffekt der Kaltluft kann bei idealen Bedingungen am Ende einer Strahlungsnacht erhalten bleiben, wenn die Randbereiche der Bebauung nach Nordwesten keine Riegelwirkung erzeugen und die kühle Luft aus dem gefüllten Taleinschnitt in das Quartier eindringen kann. 

Unter Berücksichtigung dieses Sachverhalts wird eine geschlossene Blockrandbebauung östlich entlang der Schloßstraße vermieden. Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen lassen Lückenbereiche offen, so dass eine Kaltluftzufuhr in das Wohngebiet ermöglicht wird. Aufgrund der mit der baulichen Grundstücksausnutzung verbundenen Flächenversiegelung kommt es jedoch zwangsläufig zu Aufheizeffekten bei entsprechender Wärmeeinstrahlung. Zur Minderung der Temperaturbelastung innerhalb der Wohnquartiere erhalten daher die Dachflächen der Wohngebäude und der Tiefgaragen eine Dachbegrünung.“

Dachbegrünungen werden nach Überarbeitung der Planungen und unter Berücksichtigung der neuen gesetzlicher Auflagen nicht mehr zum Tragen kommen; das Gutachten ist somit bzgl. dieser Aussagen veraltet und muß entspr. neu überarbeitet werden.

Auch drängen sich u. a. folgende Fragen auf:
 
· wie stark werden die Aufheizeffekte durch die Versiegelung bei Baubeginn/in 5 Jahren sein? 
· was sind ideale Bedingungen, unter denen „der übergeordnete Kaltluftstrom … die nächtliche Überwärmung reduzieren“ kann? 
· warum wird auf eine zu vermeidende Blockrandbebauung östlich der Schloßstr. abgehoben, wenn andererseits doch nun auch westlich der Schloßstr. gebaut wird (Hauptrichtung Wind: Nord-West)? 
· wann und unter welchen Voraussetzungen erzeugen die westlich vorgesehenen Baukörper – gemeinsam mit den östlich vorgesehen Gebäuden - keine Riegelwirkung?

Hier stellt sich u. E. die Frage nach Aussagewert und praktischer Verwertbarkeit der gutachterlichen Feststellungen.

Wie signifikant das Thema steigende Lufttemperatur gerade auch für Bochum geworden ist, zeigt das nachfolgende Diagramm:
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Klimadiagramm Bochum - Lufttemperatur; LANUV


Hier müssen nicht Klimavorhersagen oder -projektionen bemüht werden, um auch dem letzten Bürger vor Augen zu führen, was die Zukunft temperaturseitig bringen wird und was dies an Belastungen – auch für den Menschen in Weitmar Mitte – mit sich führen wird.

Ausgerechnet am Rande einer Frischluftschneise muß es deshalb umso mehr verwundern, wenn unter Außerachtlassung aller guter Gründe, die für eine Berücksichtigung der Überprüfung des Handlungskonzeptes Wohnen sprechen, der massiven  Versiegelung des Bodens an der Schloßstr. Vorschub geleistet wird und auf der anderen Seite aktuell das Kommunale Modernisierungsprogramm Bochum monetäre Hilfestellungen für die Entsiegelung und den Rückbau von versiegelten Flächen zwecks Anlage bzw. Aufwertung von Grünflächen vorsieht (!). Konsequenz funktioniert anders!
e) Nochmals: Artenschutz (vgl. unsere Stellungnahme vom 29.10.2020)

Die überarbeitete Planung sieht nun eine Rückverlegung der Gebäude westlich der Schloßstr. in Richtung Friedhofsgelände vor.

Es werden durch die vorgesehene West-Bebauung entlang der Schloßstr. z. B. die dortigen Nistmöglichkeiten eines nachgewiesenermaßen schon seit mehreren Jahren anwesenden und erfolgreich brütenden (!) Mäusebussard-Pärchens beseitigt – dies wird bislang verwaltungs- und gutachtenseitig faktisch negiert! Der Mäusebussard gehört zu den streng geschützten Vogelarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13-14 BNatSchG.

Vor Ort wird gleichfalls seit mehreren Jahren der Rotmilan gesichtet. Der Rotmilan gehört wie alle heimischen Greifvögel zu den streng geschützten Vogelarten im Sinne von §7 Abs. 2 Nr.13-14 BNatSchG und ist darüber hinaus von der VSRL in Anhang I gelistet, womit er gemäß BNatSchG als streng geschützt eingestuft wird. Gem. Roter Liste NRW gilt er als gefährdet.

Dieses Jahr konnte im März durch Mitglieder der Initiative Schlosspark erstmals das Vorhandensein mindestens eines Bluthänflings im zukünftigen Baugebiet festgestellt werden, der gleichermaßen geschützt ist:
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Symbolbild

Auf das Vorhandensein einer langjährig genutzten Deckung im Unterholz auf der Grenze zwischen Schloßstr. 95 und der zukünftigen KiTa hatten wir hingewiesen. Auch dieses Jahr wird dort Nachwuchs zu erwarten sein:
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Aufnahme Schloßstr. - Grenze Haus Nr. 95/zuk. KiTa in 2022
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	Aufnahme Schloßstr. Haus Nr. 95, 07.04.2023
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Aufnahme Schloßstr. 95, Sommer 2022

Wild und Dachs interessieren leider weniger bzw. gar nicht, da ja das Schutzniveau dieser Tierarten geringer ist als das der oben benannten Vögel.

f) Lokaler Baumbestand im Umfeld des Bebauungsplanprojektes - Ergebnisse der deutschlandweiten „Waldzustandserhebung 2022“

Zur Erinnerung: zur Schutzwürdigkeit des Baumbestandes insbesondere im Umfeld des Haupteingangs des Eingangsbereichs hatten wir umfangreich vorgetragen – dieses Ensemble soll nun nicht unangetastet bleiben. Deshalb insoweit nur zur Erinnerung: auf dem Friedhofplatz befindet sich u. a. eine Blaue Atlas-Zeder. Diese wurde im Jahr 2013 in die Rote Liste gefährdeter Pflanzenarten der Weltnaturschutzunion (IUCN) aufgenommen.

Der Bericht zur Waldzustandserhebung 2022 des BMEL fasst u. a. folgendes zusammen:

„Der Kronenzustand der Waldbäume hat sich im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. Nach wie vor ist eine hohe Kronenverlichtung bei allen Arten zu verzeichnen. Der Anteil der deutlichen Kronenverlichtung und die mittlere Kronenverlichtung sind weiterhin auf gleichem Niveau. Die mittlere Kronenverlichtung ist im Durchschnitt aller Baumarten von 26,7 % auf 25,9 % nur geringfügig gesunken. Der Anteil aller Bäume, die keine Kronenverlichtung aufweisen, liegt wie im Jahr 2021 bei 20,8 %. Alle Baumarten haben 2022 mehr fruktifiziert. Eine sehr starke Fruktifikation blieb jedoch aus. Die Absterberate ist im Jahr 2022 bei der Fichte gestiegen. Bei den Laubbaumarten und der Kiefer ist sie dagegen leicht gesunken. Vor allem unsere älteren Bäume über 60 Jahre sind von Absterbeerscheinungen betroffen. Doch auch bei den jüngeren Bäumen zeigt sich ein negativer Trend.

Bei der BUCHE ist der Anteil der deutlichen Kronenverlichtungen mit 45 % auf dem Niveau des Vorjahres. Auf die Warnstufe entfielen 34 % (vgl. 2021: 39 %). Der Anteil ohne Verlichtungen hat sich mit 21 % (vgl. 2021: 16 %) verbessert. Die mittlere Kronenverlichtung hat sich leicht verbessert auf 27,5 %. Die Ergebnisse zeigen, dass 28 % der Buchen fruktifiziert haben. Dies war ein höherer Anteil als im Vorjahr, aber deutlich geringer als in den Mastjahren 2018 und 2020. 

Bei der EICHE ist der Anteil der deutlichen Kronenverlichtungen von 41 % auf 40 % leicht gesunken. Der Anteil der Warnstufe stieg dagegen auf 41 % (vgl. 2021: 40 %). Ohne Verlichtungen waren unverändert 19 % (vgl. 2020: 19 %). Die mittlere Kronenverlichtung ist von 26,9 % auf 26,1 % geringfügig gesunken. Die Fruchtbildung der Eiche ist im Vergleich zu 2021 stärker.“

Auch in Bochum spiegelt sich diese Entwicklung wieder: so wurde seitens der Initiative Schlosspark wiederholt darauf hingewiesen, dass sich der an das Bebauungsplangebiet angrenzende Baumbestand Buche und Eiche deutlich angegriffen zeigt: massive Baumverluste und Kronenverlichtungen, die bei einem Blick durch den Baumbestand noch vor wenigen Jahren so nicht erkennbar waren, fallen sofort ins Auge. Insbesondere der Baumbestand im Schlosspark ist keine „grüne Wand“ mehr, sondern längst durchsichtig geworden.

Gut abzulesen für jedermann ist die Problematik des Wassermangels auch bei den zahlreich im Schlosspark vertretenen Rhododendren, die zwar im Halbschatten Sonneneinstrahlung und Hitze (noch) widerstehen, mittlerweile aber massiv unter Wassermangel leiden und verkümmern:
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Klimadiagramm Bochum – Niederschlagsmengen; LANUV

Im Umweltgutachten werden diese lokal in Weitmar wirkenden und zudem an das Bebauungsplangebiet unmittelbar angrenzenden Entwicklungen, die für jedermann sicht- und spürbar sind, nicht gewürdigt.

Stattdessen lesen sich die Ergebnisse der Untersuchungen wie folgt: „…ja, eine lokale 
Klimafunktion ist festzustellen, es kommt zu negativ wirkenden Eingriffen, aber das alles ist nicht so schlimm und überdies beherrschbar, denn es gibt bzgl. Fauna und Flora und – wenn auch nicht vor Ort - Ausgleichsmaßnahmen, bzw. Auflagen und wenn das alles nicht weiterhilft, eben bilanzielle Umbuchungen von Ökopunkten. Im Übrigen liegt ja auch kein Hitze-Hotspot vor!“

Dies wiederum stellt eine verniedlichende Status Quo-Betrachtung dar, die nicht weiterhilft: nicht bewertet wurden nämlich bislang die Schädigungen und Verluste vor allem großer Bäume während der vergangenen Jahre im direkten Umfeld – auch entlang der Allee (Sturmverluste, Pilzbefall etc.). Diese negativen Phänomene, die auch in allen Gärten Weitmars spürbar sind, werden sich fortsetzen, intensivieren und sind demgemäß prognostisch zu bewerten und ggfs. zu berücksichtigen. 

Dies gilt umso mehr, als Weitmar Mitte und insbesondere das Umfeld der Hattinger Str. angesichts absehbar weiter steigender Temperaturen, zurückgehender Niederschlagsmengen, traditionell maximaler Wohnraumverdichtung und Versiegelung von Flächen (u. a. Schlosspark, Feuerwache, AHAG, BOGESTRA Busdepot etc.) erheblich vorbelastet ist und Natur verbraucht wurde, als gäbe es keinen Klimawandel.


g) Belange des Stadtteils 

Hierzu heißt es im Umweltbericht lapidar: „Durch die Planung wird ein Wohnungsangebot im Stadtteil Weitmar geschaffen, welches sich durch unterschiedliche Wohnformen und Wohnungsgrößen an die verschiedenen Zielgruppen des Wohnungsmarktes richtet … Die vorhandenen Infrastruktureinrichtungen im Umfeld werden durch die zusätzlichen Bewohner weiter ausgelastet und damit in ihrem Bestand gesichert.“

Diese Ausführungen verdrehen Aspekte: wir steuern – wie schon mehrfach ausgeführt - in eine Maximalauslastung der Infrastruktur in Weitmar-Mitte (so z.B. an der Zufahrt Blumenfeldstraße: Einkaufsmöglichkeiten („Entfall Edeka“), Verkehr, Parkplätze, Ärztliche Versorgung). Es bestehen vor Ort keine „Auslastungsprobleme!

Daneben besteht schon heute das Phänomen der zunehmenden Nutzung des Schlossparks, was dazu führt, dass insbesondere ältere Menschen verstärkt das Bebauungsplangebiet nebst angrenzendem Friedhof zu Erholung nutzen.

Die ohnehin während der vergangenen Jahre und auch ganz aktuell in Weitmar schon traditionell praktizierte Verdichtung von Wohnraum wird gleichfalls nicht angesprochen.
Es verwundert zudem, dass angesichts der kolportierten planseitigen Wohnungsgrößen und Kosten einerseits und der politikseitig monierten angeblichen Überalterung Weitmars andererseits älteren Menschen im Rahmen der Planung offenbar nicht forciert die Gelegenheit gegeben werden soll, sich vor Ort wohnlich und baulich altersgerecht zu verkleinern und ihre bisherigen familientauglichen Häuser und Wohnungen jüngeren Bevölkerungsteilen zugänglich zu machen. Offenbar geht es primär darum, akademisch gebildetem Nachwuchs den Zugang zum Bochumer Wohnungsmarkt zu erleichtern.
Auch ein Alters- bzw. Pflegeheim würde schließlich dazu beitragen, entspr. prognostisch steigenden Zusatzbedarf aufzufangen und überdies potentiell helfen, die zu erwartende zusätzliche Verkehrsbelastung in der Schloßstr. zu regulieren.
 
h) Tenor Beschlussvorschlag für den Planungsausschuss

Der vorliegende Beschlussvorschlag sieht im Tenor folgendes vor: 

„Zu b) Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 964 – Schloßstraße – in der Fassung vom 30.01.2023 ist einschließlich der Begründung mit Umweltbericht und den wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen öffentlich auszulegen (§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch). … 
Zu c) Sofern es erforderlich werden sollte, ist der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 964 – Schloßstraße – einschließlich Begründung und Umweltbericht und den wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen erneut öffentlich auszulegen (§ 4a Abs. 3 BauGB).“ 

Der Tenor zu c) ist so formuliert, dass offenbar allein die Verwaltung bewerten und entscheiden soll, ob zukünftig noch weiterhin auszulegen ist oder nicht. Wir gehen dabei davon aus, dass insbesondere in Erwartung eines neuen Verkehrsgutachtens eine solche Auslegung rechtlich notwendig wird. 

Im Hinblick auf die Qualität und Vollständigkeit der seitens der Verwaltung zur Verfügung gestellten Informationen, auf deren Grundlage die Gremien des Rates und die Bezirksvertretung bislang entscheiden mussten und die Bürger sich informieren konnten, sei an dieser Stelle noch einmal auf den im März erfolgten Neuaufstellungs- und Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan hingewiesen:  hier lagen zum Zeitpunkt der Beschlüsse lediglich die stichwortartig, unkommentiert zusammengefassten Anmerkungen aus der Bürger-Informationsveranstaltung 2020 vor, die im „Kubus“ des Schlossparks stattgefunden hatte. 

Nicht jedoch diejenigen aus der anschließenden frühzeitigen Bürgerbeteiligung, die inhaltlich erheblich weiter gingen! Die hieraus resultierenden verfahrensseitigen Auswirkungen wollen wir an dieser Stelle nicht bewerten.

Im Bebauungsplanverfahren 1013 Feuerwache Weitmar lagen z. B. solche Stellungnahmen demgegenüber anonymisiert vor, zum Teil waren diese mit verwaltungsseitigen Anmerkungen versehen, die insoweit wenigstens von einer inhaltlichen Auseinandersetzung zeugten und sogar zum Wechsel der Verfahrensart führten: Beschleunigtes Verfahren vs. Normalverfahren. 

	
10. Teilprojektverzicht

Wir hatten schon in den politischen Gremien angeregt, dass bzgl. aller für das Projekt relevanten Aspekte und in Ermangelung bestehender rechtlicher Verpflichtungen (Städtebaulicher Vertrag) eine erhebliche Entspannung der Situation an und in der Schloßstraße (noch) dadurch zu erzielen wäre, dass die Stadt Bochum auf die Durchführung ihres Teilprojektes westlich der Schloßstraße endlich verzichtet.

Bochum, den … 2023

Für die Initiative Schlosspark gez.

Kai Krämer                   Björn Echternach                           Herbert Freudenberg

2

image4.png




image5.png
Lufttemperatur [°C] [Jahr] von 1881 bis 2022 fur Gemeinde Bochum

7 7 7 7 R
0 25 %% s %0

@© Punktdiagramm O Liniendiagramm O Balkendiagramm




image6.png




image7.png




image8.jpeg




image9.png




image10.png
Niederschlagssumme [mm] [Jahr] von 1881 bis 2022 fiir Gemeinde Bochum
1200

% o a5 o 2

Punktdiagramm @ Liniendiagramm O Balkendiagramm




image1.png
Bochumer Politiker nicken Neubaugebiet in Weitmar nur unter strengen
Auflagen ab

Generell stehen die Mitglieder der Bezirksvertretung Siidwest dem Neubaugebiet positiv
gegeniiber. Der aktuelle stiddtebauliche Entwurf wurde dementsprechend auch mit breiter
Mehrheit als Grundlage fiir den Bebauungsplan 964 freigegeben. Allerdings mit einigen Auflagen,
die vor allem die Anzahl der Wohnungen betreffen. 50 weniger sollen es sein. Mindestens.
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